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Zusammenfassung

Im Gegenzug zur Einführung der Stabilitäts-
abgabe („Bankenabgabe“) wurde die Darle-
hens- und Kreditvertragsgebühr im Rahmen
des BBG 2011 abgeschafft. Da die entspre-
chenden Gebührentatbestände in § 33 TP 8
bzw TP 19 GebG letztmalig auf Sachverhalte
anzuwenden sind, für die die Gebührenschuld
vor dem 1. Jänner 2011 entstanden ist, kön-
nen nun auch jene Rechtsgeschäfte, die in der
Vergangenheit „gebührenschonend“ abge-
schlossen wurden, nachträglich „gebühren-
frei“ beurkundet werden um Rechtssicherheit
zu schaffen.

Um eine Verlagerung der Gebührenpflicht des
Darlehens- bzw Kreditgeschäfts auf die damit
zusammenhängenden Sicherungs- und Erfül-
lungsgeschäfte zu vermeiden, wurde durch
das BBG 2011 auch eine entsprechende An-
passung der diesbezüglichen Befreiungstat -
bestände vorgenommen. Die entsprechende
Befreiungsbestimmung findet sich künftig aus-
schließlich in § 20 Z 5 GebG.
Die gleichzeitige Beibehaltung der Gebüh -
renpflicht von Leasingverträgen als Kreditsub-
stitut erscheint verfassungsrechtlich bedenk-
lich.

UFS 28.09.2010, RV/1187-L/08
§ 16 Abs 5 Z 1 UmgrStG

Ausgangssachverhalt

Am 25.2.2004 tätigten die Gesellschafter der ehemaligen
P-KG eine zur Gänze fremdfinanzierte Barentnahme.
Zum 29.2.2004 wurden sämtliche Mitunternehmeran-
teile der P-KG in die Berufungswerberin P-GmbH einge-
bracht (Art III UmgrStG). Bilanzstichtag beider Gesell-
schaften war der 28. Februar. Die angefallenen Zinsen
für den Kredit zur Finanzierung der Barentnahme wur-

Betriebliche Veranlassung einer Kreditverbindlichkeit in Zusam -
menhang mit einer vor dem Einbringungsstichtag getätigten
fremdfinanzierten Barentnahme

Verbindlichkeiten, die aus vor dem Einbringungsstichtag getätigten fremdfinanzierten Entnahmen
resultieren, behalten ihren Charakter auch nach der Einbringung bei. Handelt es sich bei den
Verbindlichkeiten daher mangels betrieblicher Veranlassung um außer betriebliche Verbindlich-
keiten, so bleibt dieser Charakter auch nach der Einbringung aufrecht. Der eindeutige Wortlaut
der Bestimmung des § 16 Abs 5 Z 1 UmgrStG lässt keinen Interpretations spiel raum dahingehend
offen, dass für Sach verhalte, die nicht in der Zeit zwischen dem Ein bringungs stichtag und dem
Tag des Abschlusses des Einbringungs vertrages verwirklicht wurden, die begünstigenden Wir-
kungen eintreten können.

den über ein laufendes Kontokorrent konto der Be-
schwerde führerin bei der X-Bank AG bezahlt. 
Im Zuge einer Betriebsprüfung wurde der Berufungs -
werberin der Ansatz der Zinsen als Betriebsausgaben
versagt, weil eine Entnahme zu keiner Gewinn min de -
rung führe und eine damit in Zusammenhang stehende
Verbindlichkeit dem privaten Bereich der Gesell schafter
zuzurechnen sei. Als Aufwendungen, die die Privat -
sphäre der Gesellschafter betreffen, seien die angefalle-
nen Zinsen als verdeckte Gewinnausschüttungen (§ 8
Abs 2 KStG) zu qualifizieren. 
In ihrer dagegen erhobenen Berufung führte die Beru-
fungswerberin aus, dass die Entnahme im Rahmen des
§ 16 Abs 5 Z 1 UmgrStG auf den Einbringungs stichtag
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rückbezogen werden hätte können, wenn sie nur sechs
Tage später erfolgt wäre. Wie eine gemäß § 16 Abs 5 Z 1
UmgrStG nachträglich auf den Einbringungs stichtag
rückbezogene Entnahme würde aber auch eine kurz vor
dem Einbringungsstichtag getätigte Entnahme dem
Zweck dienen, das Einbringungs vermögen wirksam zu
mindern. Bei nach § 16 Abs 5 Z 1 UmgrStG rück -
bezogenen Entnahmen würde die Finanzverwaltung im
Falle einer Fremdfinanzierung nicht nach deren betrieb-
lichen oder privaten Veranlassung fragen (UmgrStR
2002 Rz 903). Dies müsse ab dem Einbringungs stichtag
auch hinsicht lich der kurz vor dem Einbring ungs stichtag
erfolgten Entnahme gelten, weil es ohne der notwendi-
gen Bedingung der Mitgabe der Verbindlich keiten zu kei-
nem Einbringungsvorgang in dieser Form gekommen
wäre. Die Beschwerdeführerin habe mit Verbind lich -
keiten belastetes betriebliches Vermögen über nommen.
Die ange fallenen Fremd kapital zinsen seien daher nach
Ansicht der Berufungswerberin ab dem Einbring ungs -
stichtag voll als Betriebs ausgaben abzugsfähig, eine ver-
deckte Gewinn aus schüttung liege nicht vor.

Aus den Entscheidungsgründen1

Grundsätzlich außerbetriebliche Veranlassung von Ver-
bindlichkeiten zur Finanzierung einer Entnahme

„Wird ein mit Fremdkapital finanziertes Wirtschaftsgut
dem Betriebsvermögen für private Zwecke entzogen, ge-
langen auch die Verbindlichkeiten ins Privatvermögen
und die Zinsen sind nach der Entnahme nicht mehr als
Betriebsausgaben absetzbar (vgl VwGH 30.9.1999,
99/15/0106, 0107). Das Eingehen einer Kredit verbind -
lich keit zur Finanzierung einer Barentnahme ist somit
grundsätzlich nicht betrieblich veranlasst. Die Bw. be-
hauptet lediglich eine Ausnahme von diesem Grundsatz,
auf Grund der nach Art 3 des Umgründungssteuergeset-
zes erfolgten Einbringung der Mitunternehmeranteile an
der P-KG in die Bw“.

Ausnahme bei einer nach § 16 Abs 5 Z 1 UmgrStG rück-
bezogenen Entnahme

„§ 16 Abs 5 Z 1 UmgrStG eröffnet die Möglichkeit, dass
Einlagen im Rückwirkungszeitraum das Einbringungs -
vermögen erhöhen oder Entnahmen das Einbringungs-
vermögen vermindern. Der Ansatz einer ,Passivpost für
Entnahmen‘ in der Einbringungsbilanz führt dazu, dass
sich das Einbringungskapital bereits zum Einbringungs -
stichtag um den Wert der Entnahme vermindert, obwohl

die Entnahme tatsächlich erst später ge tätigt wurde. Die
Bestimmung des § 16 Abs 5 Z 1 UmgrStG ermöglicht ei-
ne privilegierte Behandlung von Entnahmen und damit
zusammenhängenden Verbindlichkeiten in der Zeit
 zwischen dem Einbringungsstichtag und dem Tag des
Abschlusses des Einbringungsvertrages. So können wirt-
schaftlich mit den rückbezogen entnommenen Wirt -
schafts  gütern in Zusammenhang  stehende Verbind  lich-
keiten anders behandelt werden als die Wirtschafts-
güter, dh sie können mitübertragen werden (vgl. Huber
in Wundsam/Zöchling/Huber/Khun, UmgrStG4 § 16
Rz 94)“.

Keine Abweichung von allgemeinen Grundsätzen bei
Verbindlichkeiten für eine kurz vor dem Einbringungs-
stichtag getätigte Entnahme

„Das Begehren der Bw geht nun soweit, dass sie Zinsen
auf Grund einer Kreditverbindlichkeit, die mit einer we-
nige Tage vor dem Rückwirkungszeitraum getätigten
Entnahme in Zusammenhang stehen, genau so behandelt
haben will, als wäre dieser Sachverhalt in der Zeit zwi-
schen dem Einbringungsstichtag und dem Tag des Ab-
schlusses des Einbringungsvertrages verwirklicht wor-
den. Für die Berechtigung dieses Begehrens gibt es weder
in der Literatur, noch in der Judikatur Anhaltspunkte.
So wird in der Literatur ausdrücklich vertreten, dass Ver-
bindlichkeiten, die aus vor dem Einbringungsstichtag ge-
tätigten kreditfinanzierten Entnahmen resultieren, ihren
Charakter auch nach der Einbringung beibehalten. Han-
delt es sich bei den Verbindlichkeiten daher mangels be-
trieblicher Veranlassung um außerbetriebliche Verbind-
lichkeiten, so bleibt dieser Charakter auch nach der Ein-
bringung aufrecht (vgl Huber in Wundsam/Zöchling/
Huber/Khun, UmgrStG4 § 16 Rz 100 unter Hinweis auf
UmgrStR 2002 Rz 904; Wiesner/Mayr, RdW 2006,
370). Auch aus der bisherigen Judikatur des Unabhän-
gigen Finanzsenates und des Verwaltungsgerichtshofes
ergibt sich kein Hinweis, dass das Begehren der Bw. be-
rechtigt sein könnte. Schließlich lässt der eindeutige
Wortlaut der Bestimmung des Art 3 § 16 Abs 5 Z 1
UmgrStG keinen Interpretationsspielraum dahingehend
offen, dass für Sachverhalte, nicht in der Zeit zwischen
dem Einbringungsstichtag und dem Tag des Abschlusses
des Einbringungsvertrages verwirklicht wurden, die be-
günstigenden Wirkungen eintreten können. Das Beru-
fungsbegehren ist daher unberechtigt“. 

1   Die Zwischenüberschriften sind redaktionell eingefügt (nichtamtlich).
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Anmerkung
Von Sebastian Bergmann

Gemäß § 16 Abs 5 Z 1 UmgrStG können Ent-
nahmen, die in der Zeit zwischen dem Ein-
bringungsstichtag und dem Tag des Abschlus-
ses des Einbringungsvertrags getätigt werden,
durch Ansatz einer Passivpost in der Einbrin-
gungsbilanz auf den Einbringungsstichtag
rückbezogen werden. Solche rückbezogenen
Entnahmen stellen eine von mehreren mög -
lichen Maßnahmen dar, um das einzubringen-
de Vermögen rückwirkend zum Einbringungs -
stichtag zu gestalten (vgl § 16 Abs 5
UmgrStG). 
Für den Fall, dass gemäß § 16 Abs 5 Z 1
UmgrStG rückbezogenen Ent nahmen fremd-
finanziert werden, sind die dafür anfallenden
Zinsen nach hA auf Ebene der übernehmen-
den Körperschaft als Betriebsausgaben ab-
zugsfähig (vgl Hügel in Hügel/ Mühlehner/ -
Hirschler, UmgrStG § 16 Rz 128; Huber in
Wundsam/ Zöchling/ Huber/ Khun, UmgrStG 4

§ 16 Rz 99; Rabel in Helbich/ Wiesner/
 Bruckner, Handbuch der Umgründ ungen7

§ 16 UmgrStG Rz 65; Schwarzinger/ Wiesner,
ÖStZ 1995, 345 [348]; Staringer, ÖStZ 1997,
199 [204]; Walter, GeS 2002, 30 [31];
EStR 2000 Rz 903; BMF 16. 6. 1998, RdW
1998, 442; wohl auch UFS 28. 9. 2010,
RV/1187-L/08; aA Margreiter, SWK 1996,
A 459 [A 471]). Zwar ist die Abzugsfähigkeit
solcher Zinsen nicht ausdrücklich geregelt,
doch wird dies aus dem Umstand abgeleitet,
dass § 18 Abs 3 UmgrStG im Falle einer nach
§ 16 Abs 5 Z 2 UmgrStG für vorbehaltene
(unbare) Ent nahmen gebildeten Passivpost so-
gar die Möglichkeit einer rückwirkenden Ver-
zinsung ab dem Einbringungs stichtag vorsieht
(vgl Schwarzinger/Wiesner, ÖStZ 1995, 345
[348]; Walter, GeS 2002, 30 [31]; Rabel in
Helbich/ Wiesner/Bruckner, Hand buch der
Umgründ ungen7 § 16 UmgrStG Rz 65; BMF
16. 6. 1998, RdW 1998, 442; krit Doralt,
ÖStZ 2002, 154 [154]). 
Werden fremdfinanzierte Entnahmen hinge-
gen nicht nach § 16 Abs 5 Z 1 UmgrStG auf
den Einbringungs stichtag rückbezogen, son-
dern bereits vor dem Einbringungsstichtag ge-
tätigt, so sollen nach ganz hA hinsichtlich der
damit in Zusammenhang stehenden Zinsen
allgemeine ertragsteuerliche Grundsätze zur

Anwendung kommen, weswegen deren Ab-
zug als Betriebsaufgaben auf Ebene der
über nehmenden Körperschaft unzulässig sei
(vgl Wiesner/Mayr, RdW 2006, 363 [370];
Huber, RdW 2002, 118 [118]; derselbe in
Wundsam/ Zöchling/ Huber/ Khun, UmgrStG4

§ 16 Rz 100; Rabel in Helbich/ Wiesner/
Bruckner, Handbuch der Umgründ ungen7

§ 16 UmgrStG Rz 65; EStR 2000 Rz 904;
BMF 16.6.1998, RdW 1998, 442). Denn
wenn ein Wirtschaftsgut, das mit Fremdkapi-
tal angeschafft worden ist, entnommen wird,
gilt mangels fortdauernder betrieblicher Ver-
anlassung grundsätzlich auch die Verbindlich-
keit als entnommen (vgl VwGH 30.11.1999,
94/14/0166; 30.9.1999, 99/15/0106 f; 12.5.
1981, 81/14/0008; Doralt, EStG11 § 4 Tz 68,
330; Doralt/Mayr, EStG14 § 6 Tz 336). An
diesem außerbetrieblichen Charakter der Ver-
bindlichkeit könne auch die nachfolgende
Einbringung nichts ändern (vgl Huber in
Wundsam/ Zöchling/ Huber/ Khun, UmgrStG4

§ 16 Rz 100; EStR 2000 Rz 904). 
Der zu demselben Auslegungs ergebnis kom-
mende UFS stützt dieses (neben Verweisen auf
das Schrifttum) auf den Wortlaut des § 16
Abs 5 Z 1 UmgrStG, der „keinen Interpreta-
tionsspielraum dahingehend offen[lässt], dass
für Sachverhalte, [die] nicht in der Zeit zwi-
schen dem Einbringungsstichtag und dem Tag
des Abschlusses des Einbringungsvertrages
verwirklicht wurden, die begünstigenden Wir-
kungen eintreten“ könnten. Ob der Wortlaut
des § 16 Abs 5 Z 1 UmgrStG tatsächlich als
Stütze für diese Auslegung taugt, erscheint je-
doch fraglich. Denn die „begünstigenden Wir-
kungen“ ergeben sich gerade nicht aus die-
sem, sondern werden auch hinsichtlich rück-
bezogener Entnahmen iSd § 16 Abs 5 Z 1
UmgrStG bloß auf deren Ähnlichkeit zu den
vorbehaltenen (unbaren) Entnahmen iSd § 16
Abs 5 Z 2 UmgrStG gestützt, für welche § 18
Abs 3 UmgrStG eine rückwirkende Verzin-
sung ausdrücklich zulässt (vgl nochmals
Schwarzinger/Wiesner, ÖStZ 1995, 345
[348]; Walter, GeS 2002, 30 [31]; Rabel in
Helbich/ Wiesner/Bruckner, Hand buch der
Umgründ ungen7 § 16 UmgrStG Rz 65; BMF
16.6.1998, RdW 1998, 442). So argumentiert
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etwa Walter, dass „sich die bare Entnahme
von der unbaren Entnahme nur durch den
Zeitpunkt der tatsächlichen Entnahmehand-
lung unterscheidet“. „In beiden Fällen wird
der übernehmenden Körperschaft nur ein um
die Entnahme vermindertes Vermögen über-
tragen“. Für eine unterschiedliche Behandlung
bestehe deshalb „keine sachliche Rechtferti-
gung“, die Qualifizierung von Fremdkapital-
zinsen im Zusammenhang mit einer baren
Entnahme iSd § 16 Abs 5 Z 1 UmgrStG als
Betriebsausgaben sei das Ergebnis einer „ver-
fassungskonforme[n] Interpretation“ (Walter,
GeS 2002, 30 [31]). Dieselben Argumente
könnten aber auch in jenen Fällen ins Treffen
geführt werden, in denen eine Entnahme (wie
im entscheidungsgegenständlichen Fall) un-
mittelbar vor dem Einbringungsstichtag ge -
tätigt wurde. Auch diese Fälle unterscheiden

sich wirtschaftlich von jenen des § 16 Abs 5
Z 1 und Z 2 UmgrStG nur durch den
 Zeitpunkt der tatsächlichen Entnahme -
handlung, stimmen mit diesen jedoch insoweit
überein, als der über nehmenden Körperschaft
nur ein um die Entnahme vermindertes Ver-
mögen übertragen wird. Ein pauschales
 Verneinen der Abzugsfähigkeit von Zinsen im
Zusammenhang mit vor dem Einbringungs-
stichtag getätigten fremdfinanzierten Ent -
nahmen erscheint daher nicht überzeugend.
Sofern solche Entnahmen in einem engen
 zeitlichen und sachlichen Zusammenhang mit
der Einbringung stehen, sprechen mE gute
 Argumente dafür, ab dem Einbringungsstich -
tag abweichend von allgemeinen Grundsät-
zen einen Betriebsausgabenabzug auf Ebene
der über neh men den Körperschaft zuzulas-
sen.
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